
. - Bleiben trotz ordnungsgemäßer Reparatur eines 
Fahrzeuges gegenüber seinem Zustand vor dem 
Unfall solche Mängel zurück, die seine Ge­
brauchsfähigkeit oder die Lebensdauer beein­
trächtigen oder seine Schadens- bzw. Reparatur­
anfälligkeit erhöhen, rechtfertigt das eine dieser 
technischen oder Gebrauchswertminderung ent­
sprechende Entschädigung.
Wird bei einem Verkauf des Fahrzeuges nach­
weisbar allein mit Rücksicht darauf, daß es un­
fallbeschädigt ist, ein niedrigerer Erlös erzielt, 
kann auch insoweit eine Schadenersatzverpflich­
tung - moralische Abwertung - bestehen.

5.4.
Zur Zahlung von Verzugszinsen
Bei der Entscheidung über zivilrechtliche Schaden­
ersatzansprüche ist die Regelung über die Verzugs­
zinsen (§§ 86 Abs. 3,48 Abs. 2 ZGB) zu beachten. Im 
Rahmen der Hinweispflicht des Gerichts (§ 17 Abs. 3 
StPO, §2 Abs. 3 ZPO) ist auf die Geltendmachung 
der Verzugszinsen hinzuwirken. Der Verzug beginnt 
bei vorsätzlichen strafbaren Handlungen bereits mit 
dem Zeitpunkt der Schädigung.

6.
Zur gesamtschuldnerischen Verpflichtung

- Das Recht des geschädigten Bürgers oder Betrie­
bes, bei mehreren Schadensverursachern die Er­
satzleistung nur einmal, aber von jedem der 
Schädiger bis zur vollen Höhe zu verlangen 
(§§342, 434 Abs. 1 ZGB), entsteht mit der ge­
meinschaftlich oder auch nebeneinander began­
genen rechtswidrigen Herbeiführung eines Scha-
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Erster Abschnitt
Voraussetzungen und Umfang der Haftung

§ 1
Voraussetzungen der Haftung
(1) Für Schäden, die einem Bürger oder seinem per­
sönlichen Eigentum durch Mitarbeiter oder Beauf-
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dens kraft Gesetzes, nicht dagegen erst durch ei­
ne Verurteilung.

- Die Festlegung der Schadenersatzpflicht entspre­
chend dem eigenen Anteil mehrerer Schadens­
verursacher gemäß § 342 Abs. 2 ZGB führt inso­
weit zur Auflösung der Gesamtschuldnerschaft 
und wirkt auch gegenüber dem Geschädigten. Ei­
ne derartige Festlegung kommt z. B. dann in Be­
tracht, wenn der Tatbeitrag und die Schuld eines 
Verpflichteten im Verhältnis zu dem oder den an­
deren erheblich geringer sind.
Für die Festlegung der Ersatzpflicht nach dem ei­
genen Anteil ist dagegen dann kein Raum, wenn 
die Rechte des Geschädigten, seinen Schadener­
satz von einem Beteiligten voll oder von mehre­
ren in beliebigen Anteilen zu verlangen, in unzu­
mutbarer Weise beeinträchtigt würden.

- Der Ausgleichsanspruch zwischen den Gesamt­
schuldnern (§342 Abs. 1 Satz2 ZGB) hat keine 
Wirkung im Verhältnis zum Geschädigten.

7.
Zur Verjährung von Schadenersatzansprüchen

Die vierjährige Verjährungsfrist gemäß §474 Abs. 1 
Ziff. 3 ZGB beginnt erst mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Geschädigte von der Person des Schädigers und 
dem konkreten Schaden Kenntnis erlangt. Sie endet 
jedoch spätestens 10Jahre nach Vollendung der 
schädigenden Handlung (§475 Ziff. 2 ZGB). Der 
Lauf der vorgenannten Verjährungsfristen wird ge­
mäß § 477 Abs. 1 Ziff. 7 durch eine erfolgreiche Fest­
stellungsklage (§ 10 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO) unbefristet 
gehemmt.

tragte staatlicher Organe oder staatlicher Einrich­
tungen in Ausübung staatlicher Tätigkeit rechtswid­
rig zugefügt werden, haftet das jeweilige staatliche 
Organ oder die staatliche Einrichtung.

Anmerkung: Hinsichtlich Gesundheitsschäden im 
Zusammenhang mit staatlich angeordneten 
Schutzimpfungen vgl. §§11-13 der 2. DB vom

der
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